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SitzungdesWienerLandtages .
DerWienerLandtagtritt amDonnerstag,den14 .Jänner ,um16UhrzueinerSitzungzusammen,

- - - - ¬
WidmungeinesEhrengrabesfür JosefJarno .

UeberAnregungdesBürgermeisterswirddie GemeindeWienin
WürdigungdergrossenkünstlerischenBedeutungJosefJarnoseinEhrengrab
imWienerZentralfriedhoffür denverstorbenenKünstlerwidmen.DieBeisetzung
JosefJarnosfindetehrenhalberaufKostenderGemeindestatt .

DieWohnbausteuernovelle.
Beratung im städtischen Finanzausschuss .

DerstädtischeFinanzausschussverhandelteheutedieWohnbau¬steuernovelle .DiVerhandlungenleitete amtsführenderStadtratBreitnermit
einem ausführlichen Bericht ein .Der Referent führte aus :

UmdieBeschlüssedesWienerLandtagesgegeneinneuerliches
VetoderRegierungmitzwingenderKraftzuschützen ,mussdie Vorlagesoge¬
staltet werden ,dass sich keine Erhöhungder Steuer auf mehrals 14Prozent
ergibt .Insoweit schon jetzt höhere Steuersätze bestehen ,erfolgt selbstver¬
ständlichkeineHerabsetzung .SolcheSteuersätzebestehennurbeiWohnungen,
nichtaberbei Geschäften ,Esdarfauchdiesebei Wohnungenschongel¬
tendehöhereWohnbausteuervonmehrals 14Prozentnicht in neueGesetzes¬
formgefasst werden,weilsonst ein unbedingtesVetoder Bundesregierunger¬
hobenwerdenkönnte .AusdiesemGrundeentfälltalscderPlanderNeuformulie¬
rungdesganzenWohnbausteuergesetzesundeserfolgtlediglicheineNovel¬

lierung . Siebeschränkt sich auf jene Punkte,bei denen eine Aenderungzwin¬
gend notwendigist .

Ueberdie Aenderungen,undzwarüberdie SkalafürGeschäfte,ist folgendeszuberichten :
DieSkalafür Geschäfte ,dieam23 .Dezember1931beschlossenwordenist ,lautete :

Bis 2D0 Goldkronen Zuschlagsfrei
von 2401 bis 3000Goldkronen 25Prozent
" 3001 " 3600 " 50 "

"über 3600 100Prozent ,jedochmitder
Einschränkung,dassderZuschlagdenBetragvon250Schillingmonatlichnicht
übersteigen darf .

DerAufbauder Skalableibt unverändert .Estritt jedochan
Stelle der Begrenzungdes Zuschlagesmit höchstens250 Schillingmonatlich
die einschränkendeBestimmung,dass durchdenZuschlagdieGesamtsteuerleistur
1h Prezent nicht überschreiten darf .Derzeit gibt es kein einzigesGeschäfts¬
lokal in Wien,beidemauf Grunddes geltendenGesetzesdieSteuerleistung
bereits14Prozentausmachenwürde. Estritt daherbeisämtlichenGeschäftslo
kalenirgendeinZuschlagin Erscheinung.DurchdieBegrenzungmithöchstens
14Prozentergibtessichjedoch ,dassbeidenMietwertenüber8600Gondkro¬
nendie neueSkalaniedrigerist als die am23 .Dezember1931beschlossene.
Die Unterschiede sind zunächst ganz unerheblich ,Bei einemMietwert von9000
Goldkronen tritt eine Verringerung des Zuschlages um monatlich ' 28Schillir
ein . BeieinemMictwertvon10 . 000Goldkronenergibtsich eineVerringerung
um7 Schilling monatlich ,bei einemMietwertvon 12,000 Gpldkroneneinesolch
um23 ' 10Schilling .monatlich .Erheblichersanddie Begünstigungenbeihöhe¬
ren Mietwerten .Soergibt sich beispielsweisebei der Gerngross . G.eine
HerabminderungdesZuschlagesum939Schillingjährlich ,bei denbeidenMiet-¬11
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objekten der FirmaKrupnikeine solche um2021Schilling jährlich .Das
Gleichegilt auchfür einzelneBanken .DerUmstand ,dass imGegensatzezu
demBeschlussvom23 .Dezember1931der Zuschlagnicht mit 250Schilling
monatlichbegrenztwird,hat deshalbkeinepraktischeBedeutungweildurch
die Einschränkung auf 14 Prozent ehnehin kein Raumfür eine Erhöhungüber
250Schilling übrigbleibt .Umaber in dieser Beziehungganzgenauzusein ,
sei festgestellt ,dass in ganz Wienzwei Steuerobjekte verhanden sind ,de - ¬
ren Mietwerteine Million Goldkronenübersteigt undbei denendernoue
Zuschlagin unerheblichemAusmasseüber 250Schilling hinausgehenwird .

Ueberdie Skalafür Wohnungenist folgendeszuberichten :
Auchbei denWohnungenwirdfestgelegt ,dassdurchdenZu¬

schlag keine Erhöhung der Gesamtsteuerleistung über 14 Prozent eintreten
darf ,soweitdiesnatürlichnichtschongegenwärtigderFall ist . Esgibt
tatsächlich derzeit schen eine Reihe der grössten Wehnobjekte( Paläste ,
Villen ,Grosswohnungen) ,bei denendie Steuer 14 Prozentübersteigt .Diese
bleiben infolgedessen von jedweder Erhöhung frei und es tritt für sie der
Zuschlagin gar keiner ForminErscheinung.

Die am 23 .Dezember beschlossene Skala lautete :

derzeit geltende Abgabe auf 14 Prozent
des Bruttomietzinses vom Jahre 1914 ,
in Gold gerechnet ,erhöhtwird .

Es tritt also bei den Wehnungenbis einschliesslich 3000
Goldkronenkeine Aenderunggegenüber demBeschluss vom23 .Dezenberein .
Die Mietobjekte von 3000 bis 3600 Goldkronen ,die früher bloss 75Prozent
zu zahlenhatten ,sollen künftighin100Prozentzahlen .BeidenMietobjekten
über1000Goldkronenbedeutetdie Erhöhungauf die erwähnten14Prozent ,
dass sich zunächst eine stärkere Belastung ergibt als laut Beschluss vom
23 .Dozember .Der Zuschlagverringert sich allmählich .Bei oinomFriodonszins
von 12 . 800Goldkronon macht der Zuschlag nur mohr ' chSchilling monatlich

aus,also ungefähr so viol ,als der Zuschlag für eine Wohnungmit einomFrie - ¬
denszins von . 300Goldkronen beträgt . Der Zuschla
verschwindet gänzlich bei einem Mietwert von 12 . 878Goldkronen ,soda ss alle
darüber hinausgehendenObjekte ganz Zuschlggsfrei bleiben .Darunterbefinder
sich beispielsweise die WohnobjektePallavicini ,Gutmann ,Kinsky ,Festetics ,
Schwarzenberg ,Springer ,Lanskeronski ,Schöller ,Wittgenstein ,Rothschild ,Sieg¬
hart ,Auersperg ,Flam- Callas ,Bosel ,Pollak - Parnegg,Popper- Artberg ,Kuffner,
Mendl ,Reitzes ,Residenz - Clubusw .

Die am 23 .Dezemberbeschlossenen Begünstigungen für den
FallderLeerstchungenkommenin Wegfall .EsbleibenjedochdieBegünstigun
für Geschäftslokalevoll aufrecht ,die derNahrungs-oderGenussmittelabgab
der Lustbarkeitsabgabe ,der Fremdenzimmerabgabeunterliegen .
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Bis 1200 Goldkronen . . .Zuschlagsfreivon12011 1800 " . . . .. . . . .* * 25Phozent
" 1801 2400 "

. .. . . . . .*. . 50 "
"24o11 3600 " . . . .. * .* *** 75 "

über3600 1 . . . . ** * ** ** 100Prozent .
Die neue Skalalautet :

Bis 1200Goldkronen zuschlggsfrei
von1201 " 1800 " . . . . . . .. . ** * . 25 Prozent
" 1801 " 2400 " . .. .. .. . . .. . .50 "
" 2le1 3000 " ( also nicht bis 75 "
" 3001 " 3600 3600n

. . . . . . . . . . ****100 "
" 3601 " 1o00 " . .. . .. .* . .* *. . 150 "*

überlo00 " ein Zuschlag in solcher Höhe ,dass die
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Umeinen Teil des durch die Begrenzungmit 1h Prozentsich
ergebendenEntgangeswettzumachen,wirddie EntschädigungderHauseigen¬
tümerfür die EinhebungderWohnbausteueraufdie Hälftedesderzeitigen
Ausmasscsverringert .Dasbedeutetein ErsparnisvonrundeinerMillion
Schilling .In derVorkriegszeithabendieHauseigentümer ,wieerinnerlich,
überhauptkeinewieimmergearteteEntschädigungerhalten .

Der Wirksamkeitsbeginndes Zuschlages wird mit dem . Feb¬
ruar fostgesetzt .Wennalso die Bundesregierungzu demneuen Beschlussdos
Landtages entsprechend rasch Stellung nimmt ,braucht überhaupt keine Nach¬
zahlungeinzutreten .

Dieeinzigepositivgefasste 'EinwendungderBundesregierung
lautetedahin ,dassdem§ 4,Absatz3,desWohnbausteuergesetzesvom20 .Jänne
1923ein Punkthinzugefügtwerdensoll .DiesemVerlangenwirdimArtikelII
der neuen Vorlage unter genauer Beibehaltung des von derBundesregierung
angegebenen Wortlautes entsprochen .

/ Fortsetzungfolgt . /
13
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In der Generaldebatte führte zunächst St . . Kunschakaus ,

ea sei vorherzusehen gewesen ,dass die wohnbausteuer noch einmal den Aus¬

schuss beschäftigen werde . DerRedner verweist auf die missliche Lage derWir
schaft ,auf die Auswirkungender Kreditanstaltskriseundderverschiedenen
Einkommenskürzungenunderklärt ,dass dadurcheine Steuererhöhungunmöglivh
gemachtwerde .In Deutschlandseien die Einkommenskürzungenmit einerSen¬
kungdesMietaufwandesin eineParallelegebrachtworden;in Wienaberge¬
schehe das Gegenteil .Sehr fragwürdig sei,ob es die richtige Art der An¬
kurbelung der Wirtschaft sei ihr durch Besteuerung Beträge zuentzieben ,
umdasGelddannimWegederBautäigkeit derWirtshaft wiederzurürkzu¬
geben .AufdieseWeisewerdebestenfallsderfrühereZustandwiederhege¬
stellt .In Wirklichkeiterfolge nur ein AbstrichvomStandartandererLeute .
Auch bei der Erhöhung der Sohnbausteuer zeige es sich ,dass die Mehrheit des
Ratausesdie Absichthabe ,mitdieserSteuererhöhungsich einpolitisches
Agitatiensmaterial zu schaffen .Mit der Vorlage sei dieparlamentarische
GeduldderOppositioneinerstarkenProbeausgesetztworden. Derjetztin
der Sitzung vomReferentengestellte Antrag,entgegender VorlagedesMagi¬
stratesbeiWohnungenvon3601bis 1000Goldkronennicht100 ,sondern150
ProzentZuschlagzu berechnen ,sei illoyal . WirmüssengegendiesenAntrag
denallerscharfstenundnachhaltigstenProtesteinlagen . Vondergeplanten
Steuererhöhungwerdenalle die Mieterbetroffen ,die sich nicht wehrenkön¬
nen . Diebreite MassebMeibeaus politischen Gründenfrei ,die GrossenhabensichkraftihrerOrganisationenvonderSteuererhöhungzubefreiengewusst,
und es ist nur das Reamtentum ,das jetzt aufs Messer kommt .Der Entwurfdes
Gesetzeszeige ,dasseseinpolitischesGesetzist undkeinereifeunddurch¬
dachteArbeitvonFachmännern.Daserste Gesetzsei unbrauchbargewesen ,das
selbe gelte von der neuen Vorlage . Wirkönnen an die Erfüllung desZweckes ,
derandieVorlagegeknüpftwird ,nichtglauen .Ichstellefest ,dassauch
wir den Z ang,15 Eillionen Schilling aufbringen zu müssen ,einsehen ,weil
wir befürchten ,dass ohnediese 15 MillionenSchilling dieWohnbautätigkeit
nicht beendet werden könnte .Eine Einstellung der Wohnbautätigkeitwürde
eine schwere Schädigung der öffentlichen und Gemeindeinteressebedeuten .
Wirhabenunsschonseinerzeitbereit erklärt ,an der Aufbringungeiner
Anleihe ,die die 15 Millionen Schilling bringen sollte ,mitzuwirken .Sie
könnensich aber mit demGedankeneiner Anleihenicht befreunden .DieMehr¬
heit habedie Möglichkeitgehabt,nichtnurmitderRegierung ,sondernauch
mit der Opposition über ein braudpares Gesetz zu verhandeln .Sie habenvon
keinerMöglichkeitGebrauchgemachtundlassenes nundaraufankommen,Ihren
Willendurchzusetzen .DerZustand ,dass die oberste GruppederGrosswohnun¬
gen von jeder Erh hung frei bleibe und gewisse Grosswohnungennurganz
unbedeutendeBeträgebezahlenmüssen ,sei bedauerlich .Es sei diesaber
nur deshalb eingetreten ,weil die Wiener Mehrheit es in denVerhandlungen
mit der Regierungunbedängtabgelehnthabe ,bei der GruppederMittelwoh¬
nungen zwischen 2500 bis 1000 Kronen Entgeg enkommenzu zeigen .Hätte es
an der Bereitschaft ,ein Einvernehmenherbeizuführen ,nicht schon vonvorhe¬
herein bei der starrköpfigen Majerität des Rathauses gefehlt ,so wäre es
gewissmälichgewesen ,irgendeine mittåere Lini zu finden .Dannwäreauch
das Freibleiben der Luxuswohnungenvermieden worden . Wirerklären
nachdrücklichst ,dass Sie für alle Folgen ,die sich aus derGesetzwerdung
dieser Vorlage ergeben werden ,die volle Verantwortung werden tragen müs¬
sen ; wirlehnendie Vorlageentschiedenab .

11



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur:

KARL HONAY. Blatt Wien ,am12 .Jänner1932.
HefratAngermayerbezeichnetedie Form,inder diese VorlagezurVerhand¬
lungkomme,als eineBrüskierungderMinderheit.Esmüsseverlangtwerden,
dassdie für DonnerstageinberufeneSitzungdesLandtagesverschobenwer-¬
de ,umZeit für eineruhigeBeratungundPrüfungderBorlagezugewinnen
DasGesetzsei antisozial ,weil es auf die TragfähigkeitderWirtschaft
undauchderWohnungsinhaberkeineRücksichtnehme.Imübrigenabersei
die MinderheitgegenjedeWohnbausteuer,weilsie in Wirklichkeitnur
eineandereFormderEnteignungbedeute.WenndieGemeindebauenwilldann
soll sie sich die Mittel in ähnlicherForm ,wiedies bei der Bundesaktionge¬
schehenist ,durchAnleihenverschaffen.

FrauSt. . Dr. Motzkoführteaus ,dassdie naeFassungdes
GesetzesvongehässigstenGeisteerfülltsei .HabedieMehrheitinder
erstenVorlagedieSteuerträgermitGeisselngezüchtigt ,sogescheheesjetzt mit Skerpionen .Für jeden Zusammenbruch ,der sich in Wienereignen
werde ,sei die GemeindedurchdiesesGesetzverantwortlich .DieRegierung
irgendwiefür die Gestaltungdes Gesetzeshaftbar zu machen ,seiganz
unzulässig .Eshandlesichumeinelex Danneberg,für derenFolgeneinzig
undallein jene Mehrheitaufzukommenhabenwerde ,die in einer Zeiteiner
derart sch werenWirtschaftskrise solche Steuererhöhungenwage .

St . . Breitnerführte in seinemSchlusswortfolgendesaus :
St. . Kunschakhabedie SenkungderMieteninDeutschland

um10Prozenthervorgeheben,abernichterwähnt ,dassmanin Preussenbei
120ProzentFriedensmieteaufGrundgesetzlicherRegelungangelangtsei .Davum

/10Prozentherunterzugehen ,bedeutesehrwenig .MankönnebeidemVergleich
derWienerundderBerlinerMietennurerkennen ,wovorunsereBevölkerung
durch die Sezialdemokraten bewahrt wordensei .In Deutschland wurdeübrigens
im gleichen Augenblickdie Warenumsatzstederven ' 85Prozent auf 2Prozent
erhöht und damit die Wirkungder Mietsenkung völlig aufgeheben .Wennaber
für Wieneine Mietsenkungverlangtwirdgdannmüsstedochzunächstdie
Erhöhungder Zinsgroschensteuerunterbäeisem ,die eben jetzt vonderRe- ¬
gierung beabsichtigt "Gegen die Wohnbausteuer werde Sturmgelaufen ,
obwohlvon vorneherein 90 Prozent aller Mieter gänzlich freibleiben .Die
ZinsgroschensteuerabermüsseauchvondemInhaberder armseligstenWohnung,
selbstwenner einArbeitsloserist ,bezahltwerden .Vollkommenunrichtig
sei es ,dass die Mehrheit des Rathauses schon von vorneherein demVeto
derBundesregierunghätte ausweichenmüssen .DieBundesregierungseiganz
undgar nicht verpflichtet ,dasVetozu erheben ,Essei dies nureinRecht
der Bundesregierung .In einer ganzenReihevonFällen ausserhalbWienshat
die BundesregierungErhöhungender Mietstauernbis zu vollen 28Prozent
zugestimmt .Wennfür Wienjetzt die Grenzemit14Prozentgezogenwirdso
sei dies ebendie bekannteAusnahmsbehandlung,wiesie Wienimmerwieder
erleide .DieFolgen ,diesichausdieserengherzigenAnwendungdesFinanzver¬

eifassungsgesetzeslediglich gegenWienergeben, ausschliesslich Schuld
undVerantwortungderBundesregierung.VorallemaberauchSchuldunVer-¬
antwortungder Minderheit ,die auf demUmwegüber die Bundesregierungund
derenVeterechtdasdurchzusetzenversuche,wassiegegenüberderMehrheit
imLandtagenichterwirkenkonnte.EinsolchesVorgehenseiganzundgar
undemokratisch .Ausschliesslich das Gesetz in jener Fassung ,die derWiener
Landtagam23 .Dezember1931beschlossenhaugbringtdieWillensmeinung
derMehrheitmumAusdruck.DasGesetzaber ,dasjetztinfolgedesVetesder
Regierungdie zahlungskräftigstenBewohnerWiens ,die BenützerderLuxus-¬
wohnungen,VillennundPaläste ,nur zu ganzlächerlichenZahlungenvonein
paarSchillingmenatlichverhalteunddie 235reichstenFamilienderStadt
sogar vonjedwederZahlungbefreie ,trage die Stampiglieder Regierungund15
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könnevonihr nicht abgeschütteltwerden .Essei aberauchganzunzutref¬fendzubchaupten ,dassdie Mehrheitstarrsinnigauf ihremStandpunktbe¬
harrt habe .Schonbei AbfassungdesGesctzesvom23 .Dezemberwurdeeinegan¬
ze ReihevonMinderheitsanträgenangenommen.AufWunschder Regierungwurde
dieBefristungdesZuschlagesbis Ende1935beschlossen.Aberauchinden
VerhandlungenmitderRegierung,dienachdem23 .DezemberzudemZwecke
stattfanden ,wennmöglichdocheineeinvernehmlicheRegelungherbeizu¬
führen ,fehlteesnichtanEntgegenkommen.EsbestanddieBereitwilligkeit
bei denGesshäftenmiteimemMietwertvon3601bis 5000KroneneåneZwischen-¬
stufe von75 Prozent einzufügen .Als die Regierungin einer weiterenBe¬
sprechungdaraufverwies ,dasseswünschenswertsei ,dieseBegünstigungbis
6000Goldkronenzu erstrecken ,wie esdie WienerHandelskammerin ihremGut¬
achtenangeregthatte ,wurdeaucheinsolchesletztesZugeständnisalsmög¬
licherklärt .DieshätteeineSteuererleichterungfürnichtwenigerals
3764WienerGeschäftebedeutet .Statt daraufeinzugehen ,wurdeaberdasVeto

erhoben .
BeidenWohnungenhat sich die Regierungkeineswogsumdie

Mittelgruppezwischen2500und1000Kronen ,vonder heuteSt . . Kunschakge-¬
sprochenhabe ,angenommen .Ihre Sorgegalt vielmehrin der eifrigstenWeise
denGrosswohnungen.MitdemstärkstenNachdruckwurdevonderRegierung
betont ,dassdieobersteKategoriederGrosswohnungenin Wienschonjetzt
einersehrhehenWohnbausteuerunterliege .WürdedievomLandtagbeschios¬
sene Verdoppelungin Kraft treten ,so könntedies ,wievonderRegie-¬
rungimmerwiederhervorgehobenwurde ,die Afwanderungsolmhergrosser
Steuerträgerherbeiführen .GegenüberdiesenbeharrlichvorgebrachtenBe.
denkenwurdeder Vorschlagventiliert ,bei denWohnungen,ähnlichwiebeiden
Geschäften ,aberselbstverständlichin einemhöherenAusmass,eineoberste
Grenzeder Belastungfür denZuschlageintreten zu lassen .Eswurdedabei
an 12 . 000Schillingjährlich gedacht .Dasist immerhinein Betrag ,mitdem
esungefährmöglichist ,eineWohnungherzustellen .Vergleichtmandemgegen¬
über die Tatsache ,dass durch das Vetorecht der Regierung die 235aus - ¬
geprägtestenLuxuswohnungenüberhauptnichtszubezahlenhaben ,dassviele
GrosswohnungeneinemgeradezulächerlichniedrigenZuschlagunterliegen,so wordmandiese 12 . 000Schilling immerhinals eine nochansehnlicheLeis¬
tung bezeichnen können .Für jene Abänderungen ,die sich imKompromisswege
zur VermeidungdesVetosals unabwendbarherausgestellthätten ,würdedie
Mehrheitdie Verantwortungübernommenhaben .Obes jetzt nochmöglichsei ,
zu einer derartigen Regelungzu gelangen ,werdesich erweisen .DieWahrhoit
sei ja doch ,dassjene bekannteradikaleGruppeinnerhalgderChristlich¬
sozialen ,der es ein Greuelsei ,dass die Gemeindeüberhauptbaue ,unddie
daherjederErhöhungderWohnbausteuergrundsötzlichwiderstrebe,denSieg
davongetragenund eine friedliche Regelungverhindert habe .

Damit ist die Spezialdebatte beendet .Nach einer kurzen Spezial - ¬
debatte wird die Vorlage genehmigt .

ZumTodedes ältesten WienerBürgers .
AmSonntag ist der älteste Wiener Bürger ,der Kassenfabri¬

kantKarlPolzerimAltervon102Jahrengestorben .AnderBahredesToten
ist überAuftragdesBürgermeistersSeitz ein Kranzniedergelegtworden,
dessenSchleifenfolgendeInschrifttragon : "DieStadtWienahremältestenBürger . "
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